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Vorwort
Gesellschaftliche Resillienz gegenüber Katastro-
phen sowie Regeln und Grundsätze zum Risiko-
management sind eingebettet in internationale 
Richtlinien, wie dem Sendai-Rahmenwerk für 
Katastrophenvorsorge der Vereinten Nationen und 
dem Katastrophenschutzverfahren der Europäi-
schen Union (UCPM), die als Grundlage für Emp-
fehlungen zur Durchführung politischer Maßnah-
men auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene 
dienen. Während EU-Richtlinien einen Mix aus 
freiwilligen Mechanismen im Bereich des Katast-
rophenschutzes (z.B. UCPM) und rechtlich binden-
den Vorschriften in anderen Sektoren (z.B. Hoch-
wasserrahmenrichtlinie) darstellen, scheint das 
Bewusstsein der Bevölkerung und lokalen Behör-
den aber oft weit entfernt von diesem politischen 
Rahmen der EU. Wenn man sich die EU-Forschung 
im Bereich des Katastrophenrisikomanagements 
anschaut, fällt auf, dass es eine große Diskre-
panz gibt zwischen den Ergebnissen angewandter 
Forschung und ihrer Anerkennung auf regiona-
ler oder lokaler Ebene. Die Notwendigkeit, die 
wichtigsten Akteur*innen im Katastrophenrisiko-
management zusammenzubringen, einschließlich 
Vertreter*innen aus Politik, Wissenschaft, Praxis, 
KMU/Industrie sowie Zivilbevölkerung, wurde 
bereits in der Anfangsphase des „Secure Socie-
ties Research Programme“ vor etwa zehn Jahren 
deutlich hervorgehoben. Ein Austausch zwischen 
verschiedenen Sektoren und Disziplinen fand 
seitdem im Rahmen der heute als „Community of 
European Research and Innovation for Security“ 
(CERIS) bekannten Gemeinschaft statt. In diesem 
Kontext wurden Lücken in Bezug auf gesell-
schaftliche Resilienz gegenüber Katastrophen 
identifiziert, und führten zu Forschungsthemen 

in den Forschungsprogrammen H2020 und Hori-
zon Europe, insbesondere im „Secure Societies 
programme“ (Cluster 3). Der Austausch zwischen 
verschiedenen Projekten und innerhalb der CERIS-
Plattform hat die Beteiligung der Gesellschaft und 
lokalen Behörden (einschließlich Gemeinden), 
die zu lange von der EU-Forschung abgekoppelt 
waren, schrittweise verbessert. Der Erfolg einer 
CERIS-Veranstaltung, die im Mai 2023 in Toulouse 
zum Thema gesellschaftliche Resilienz und Risiko-
steuerung stattfand, hat gezeigt, dass Dialoge 
zwischen verschiedenen Akteur*innen (auch auf 
lokaler Ebene) nicht nur möglich, sondern zuneh-
mend gefragt sind. Synergien zwischen Projekten 
entwickeln sich und kristallisieren sich in Form 
von Clustern heraus, von denen das Societal Resi-
lience Cluster (SRC) sicherlich eines der aktivsten 
ist. Der vorliegende Policy Brief ist ein Ergebnis 
einer solchen Synergiebildung zwischen 9 Pro-
jekten, an denen mehr als 100 Organisationen 
beteiligt sind. Er zeigt Empfehlungen und Maßnah-
men auf, die auf sektorübergreifendem und multi-
disziplinärem Wissen beruhen, um den Katast-
rophenschutz und damit zusammenhängende 
Maßnahmen zur Verbesserung der Einbindung von 
Bürger*innen und der Kommunikation zwischen 
Bevölkerung und Behörden im Bereich der Katas-
trophenvorsorge zu unterstützen, und wird daher 
eine breite Leserschaft von internationaler bis zur 
lokalen Ebene ansprechen.

Philippe Quevauviller

Research Programming and Policy Officer   
European Commission, DG HOME

directedproject.eu
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Kurzfassung

Die Empfehlungen basieren auf einem gesamtgesell-
schaftlichen Ansatz, der auf eine stärkere gesellschaft-
liche Inklusion in der Katastrophenvorsorge abzielt. 
Dies bedeutet eine breit aufgestellte Beteiligung an 
der Katastrophenvorsorge durch die Einbindung ver-
schiedener Interessengruppen, darunter Behörden 
und Hilfsorganisationen, Unternehmen und private 
Akteur*innen sowie Freiwillige und Bürger*innen, ein-
schließlich derjenigen, die benachteiligt und beson-
ders vulnerabel sind. Diese Empfehlungen tragen 
daher direkt zur Erreichung der Ziele und Ergebnisse 
des Sendai-Rahmenwerks für Katastrophenvorsorge 
in Bezug auf den Aufbau widerstandsfähiger Gemein-
schaften, als auch zu den Zielen der Europäischen 
Union zur Stärkung der Katastrophenresilienz sowie zu 
der EU-Strategie zur Anpassung an den Klimawandel 
bei, durch eine bessere Vorbereitung sowie Förderung 
einer Kultur der Risikoprävention in der Bevölkerung.

Das Dokument basiert auf den Ergebnissen von 9 
Forschungs- und Innovationsprojekten im Rahmen 
des „Societal Resilience Cluster“, einer vom „Crisis 
Management Innovation Network Europe“ unterstütz-
ten Initiative. Die Empfehlungen in diesem Dokument 
sind das Ergebnis von Ko-Produktionsprozessen, an 
denen Expert*innen, Wissenschaftler*innen, Prakti-
ker*innen und Entscheidungsträger*innen aus über 
100 Organisationen involviert waren. Alle beteiligten 
Projekte wurden durch die EU-Programme Horizont 
2020 und Horizont Europa im Themenfeld Katastro-
phenresiliente Gesellschaften (DRS) gefördert.

Dieses Dokument zielt darauf ab, Ent-
scheidungsträger*innen und Interes-
senvertreter*innen relevante, fakten-
gestützte politische Empfehlungen zu 
geben, wie die Resilienz europäischer 
Gemeinden gegenüber Katastrophen 
erhöht werden kann. Das Dokument 
konzentriert sich insbesondere auf 
die Verbesserung der Einbindung von 
Bürger*innen und die Stärkung der 
Kommunikation zwischen Bevölkerung 
und Behörden im Katastrophenrisiko-
management.
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Gesellschaftliche Resilienz und die Vorbereitung auf Katastrophen werden durch die Art und Weise bestimmt, 
wie Behörden und Bürger*innen Informationen über Gefahren austauschen, darauf zugreifen können, sie 
verstehen und darauf reagieren. Folglich kann sich die Verwundbarkeit jedes Einzelnen erhöhen, wenn diese 
Prozesse behindert werden.

Kernpunkte 

Organisationen im Katastrophenmanagement, einschließlich Bevölkerungsschutz, 
Notfallmanagement und Ersthelfende:

Aufbau von Kompetenzen und 
Wissen in der Bevölkerung durch 

spezielle Veranstaltungen und 
Bildungsprogramme.  

Identifizierung und Integration unterstützender Initiativen 
(z. B. Mobilisierung von Ressourcen und Freiwilligen, 

lokales Fachwissen) aus der Bevölkerung in den 
Vorbereitungsphasen, die während der Reaktions- und 

Wiederaufbauphase genutzt werden können. 

Entwicklung von Strategien zur Stärkung 
von Netzwerken zur Unterstützung in der 

Bevölkerung, einschließlich Privatpersonen, 
Hilfskräften, Vermittlungspersonen und 

anderen Akteur*innen, um die verschiedenen 
Bedarfe zu ermitteln und lokale Kapazitäten im 
Katastrophenrisikomanagement aufzubauen. 

Zusammenarbeit mit lokalen Anprechpersonen in 
leitender Funktion (z. B. Organisierende in Gemeinden, 

Religionsoberhäupter, Geschäftsinhaber*innen), 
um herauszufinden, welche Kommunikationsmittel 
und -inhalte für Menschen mit unterschiedlichen 

Bedürfnissen (einschließlich der vulnerablen Gruppen) am 
zugänglichsten, verständlichsten und nützlichsten sind.

Entwicklung von Zwei-Wege-Kommunikationskanälen (z.B. Notfall-Helplines, Social-
Media-Plattformen, Smartphone Apps, Gemeindeversammlungen und -foren) und 

Förderung des Dialogs zwischen Bevölkerung und Behörden für eine effektivere und 
integrative Katastrophenkommunikation.
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Kernpunkte 

Politische Entscheidungsträger*innen auf lokaler, nationaler und internationaler Ebene:

Umsetzung von Strategien und 
Vorschriften, die die Zugänglichkeit von 

Katastrophenkommunikation und -informationen 
für alle Teile der Gesellschaft sicherstellen.

Bereitstellung von Ressourcen für 
partizipative und ko-kreative Prozesse 

auf lokaler Ebene, um die Einbindung der 
Bevölkerung zu fördern.

Überprüfung und Überarbeitung von 
Katastrophen- und Krisenmanagement-

Doktrinen, um das Engagement und 
die Beiträge der Bevölkerung besser zu 

nutzen.

Förderung und Bereitstellung von 
Ressourcen für Organisationen im 

Katastrophenmanagement für Investitionen 
in integrative Kommunikationspraktiken im 

Katastrophenfall, digitale Anwendungen und 
Fachwissen (z. B. digitale Vermittlungspersonen, 

die speziell darauf ausgerichtet sind,  
Menschen mit unterschiedlichen 
Zugangsbedürfnissen zu helfen).

Die Stärkung gesellschaftlicher Resilienz gegenüber Katastrophen erfordert daher Investitionen 
der Behörden auf operativer, strategischer und politischer Ebene, um die Zusammenarbeit mit der 
Bevölkerung zu verbessern und integrative Kommunikationsprozesse zu implementieren.
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Die Ergebnisse der Projekte des Societal Resilience 
Cluster basieren auf jahrzehntelanger Forschung 
und Erfahrung. Sie zeigen die positiven Auswirkun-
gen eines gesamtgesellschaftlichen Ansatzes zur 
Einbindung von Mitgliedern der Gesellschaft ins 
Katastrophenrisikomanagement. Gute Beispiele 
solcher Initiativen sind Vorsorge- und Evakuie-
rungsprogramme im Kontext von Erdbeben- und 
Tsunamis, die von Behörden und Schulen in Japan 
gemeinsam durchgeführt wurden. Ein weiteres Bei-
spiel sind die Vorbereitungsmaßnahmen von Frauen 
in der italienischen Stadt L’Aquila, bevor diese 2009 
von einem verheerenden Erdbeben heimgesucht 
wurde, wo sie bereits Taschen mit den notwendigen 
Gegenständen für ihre Familien für den Fall einer 
schnellen Evakuierung aus ihren Häusern vorbe-
reitet hatten. In jüngerer Zeit hat die Mobilisierung 
von Gemeinschaftsressourcen zur Bereitstellung 
von Nahrungsmitteln und Notunterkünften während 
der Reaktionsphase auf großflächige Überschwem-
mungen in Deutschland im Jahr 2023 gezeigt, wie 
gemeinsame Ziele und eine umfassende Kommuni-
kation zwischen der Bevölkerung und den Behör-
den zur Stärkung des Katastrophenmanagements 
beitragen können.

Trotz dieser konkreten Beispiele gibt es nach wie 
vor Lücken bezüglich der Vorbereitung und der 
Reaktion der Bevölkerung. Dies wurde durch die 
unzureichende Nutzung von Warnmeldungen durch 
die Behörden als auch die verzögerte Reaktion der 
Gemeinden bei den Überschwemmungen in Europa 
2021 deutlich, sowie auch durch das Fehlen ange-
messener Vorbereitungs- und Evakuierungsmaß-
nahmen bei den Waldbränden in Maui 2023. Beide 
Ereignisse kosteten Menschenleben und verursach-
ten große

Schäden. Darüber hinaus hat die COVID-19-Pan-
demie weltweit Schockwellen ausgelöst, da 

Gemeinden, Gesundheits- und Notfalldienste, 
Unternehmen, Staaten und Regionen nicht vor-
bereitet waren und Schwierigkeiten hatten, wirk-
sam auf die Auswirkungen der Krise zu reagieren.

 Ereignisse wie diese werden durch aktuelle 
Probleme wie den Klimanotstand noch verschärft 
und weisen auf die kaskadenartige, multidi-
mensionale und systemische Natur von Risiken 
hin, die wiederum Multi-Hazard-Ansätze für den 
Aufbau von Resilienz erfordern1. Im Zuge einer 
sich ständig verändernden Risikolandschaft 
müssen Gemeinschaften ihre Kapazitäten stär-
ken, um den Auswirkungen von Gefahren recht-
zeitig und effizient zu widerstehen, sie zu absor-
bieren, zu bewältigen, sich an sie anzupassen, zu 
transformieren und sich davon zu erholen.2 Im 
Einklang mit den Zielen der Europäischen Union 
zur Stärkung der Katastrophenresilienz3 und der 
Strategie zur Anpassung an den Klimawandel4 
umfasst dies bereichsübergreifende Maßnah-
men zur Verringerung des Katastrophenrisikos 
und zur Anpassung an den Klimawandel, die die 
Verwundbarkeit, die Exposition und das Risiko 
gegenüber Gefahren verringern und die Fähigkeit 
von Gemeinden zu reagieren und sich zu erholen 
stärken werden.

In der Praxis erfordert dies, dass Behörden und 
Gemeinden integrative und innovative Risiko-
managementansätze annehmen, in Form von 
vordefinierten Plänen und Verfahren sowie 
anpassungsfähigen und flexiblen Fähigkeiten 
zur Vorbereitung, Reaktion auf und Erholung 
von Katastrophen.5 Dies erfordert die Umset-
zung politischer Maßnahmen auf verschiedenen 
Ebenen (von der internationalen bis zur lokalen 
Ebene) sowie Strategien zur Stärkung des Risiko-
bewusstseins und der Risikovorsorge. Sie sollen 
durch gesamtgesellschaftliches Engagement 

Hintergrund
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und Beteiligung gemeinsam entwickelt und ermög-
licht werden und somit die Katastrophenresilienz 
von Behörden, Entscheidungsträger*innen, privaten 
sowie zwischengeschalteten Akteur*innen, Freiwil-
ligen und Bürger*innen, inklusive der verwundbars-
ten Bevölkerungsgruppen, stärken6.

Dieses Dokument enthält faktengestützte politi-
sche Empfehlungen aus 9 Forschungsprojekten zur 
Stärkung eines gesamtgesellschaftlichen Ansatzes 
für die Katastrophenresilienz in zwei Schlüsselbe-
reichen. Zunächst geben die Projekte Empfehlungen 
zur Stärkung der Einbindung von Bevölkerung und 
Behörden, mit Fokus auf Maßnahmen zum Aufbau 
von Kompetenzen, zur gemeinsamen Nutzung von 
Wissen, zur Partizipation und zur Zusammenarbeit 
bei Prozessen des Katastrophenrisikomanagements. 
Danach geben die Projekte Empfehlungen zur 
Stärkung gezielter Zwei-Wege-Kommunikations-
prozesse zwischen Behörden und Bevölkerung, 
und beleuchten Maßnahmen zur Bereitstellung von 
Informationen und zur Anpassung von Kommuni-
kationskanälen an die Bedürfnisse verschiedener 
Bevölkerungsgruppen.

Die Empfehlungen in diesen beiden Schlüsselbe-
reichen sind von grundlegender Bedeutung für die 
Stärkung von Vertrauen und die Verbesserung der 
Fähigkeiten der Öffentlichkeit, sich auf Katastrophen 

vorzubereiten und darauf zu reagieren, und führen 
letztendlich zu stärker befähigten und resilienteren 
Gemeinschaften. Für jeden Bereich werden spezifische 
Empfehlungen auf zwei Ebenen gegeben: erstens auf 
der Ebene der operativen und strategischen Planung 
von Katastrophenmanagement-Organisationen und 
zweitens auf der Ebene der politischen Entschei-
dungsfindung. Auf diese Weise sollen die Abhängig-
keiten und Bedingungen aufgezeigt werden, die auf 
beiden Ebenen für eine wirksame Umsetzung der 
Empfehlungen erforderlich sind.und zur Anpassung 
von Kommunikationskanälen an die Bedürfnisse ver-
schiedener Bevölkerungsgruppen.

Die Empfehlungen in diesen beiden Schlüsselbe-
reichen sind von grundlegender Bedeutung für die 
Stärkung von Vertrauen und die Verbesserung der 
Fähigkeiten der Öffentlichkeit, sich auf Katastrophen 
vorzubereiten und darauf zu reagieren, und führen 
letztendlich zu stärker befähigten und resilienteren 
Gemeinschaften. Für jeden Bereich werden spezifische 
Empfehlungen auf zwei Ebenen gegeben: erstens auf 
der Ebene der operativen und strategischen Planung 
von Katastrophenmanagement-Organisationen und 
zweitens auf der Ebene der politischen Entschei-
dungsfindung. Auf diese Weise sollen die Abhängig-
keiten und Bedingungen aufgezeigt werden, die auf 
beiden Ebenen für eine wirksame Umsetzung der 
Empfehlungen erforderlich sind.
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Einbindung der Bevölkerung ins 
Katastrophenrisikomanagement

Was bedeutet das?

Die Einbindung der Bevölkerung ins Katastrophenrisikomanagement beinhaltet die Ent-
wicklung von Strategien und Methoden zur besseren Einbeziehung der Beiträge informeller 
Akteur*innen (z. B. Bürger*innen und Freiwillige) bei der Vorbereitung auf Risiken und der 
Reaktion auf die Auswirkungen von Katastrophen.

Wie ist das in der Praxis umzusetzen?

Aufbau von Basiskompetenzen und Wissen über Katastrophenvorsorge
und Katastrophenschutz in der Bevölkerung durch Veranstaltungen 
und Bildungsprogramme:

Maßnahmen für Bevölkerungsschutzorganisationen auf strategischer und operativer Ebene:

◆	� Organisation von Veranstaltungen wie Übungen, Schulungen und Workshops unter Beteili-
gung von lokalen Behörden, Notfallmanagement, Wetterdiensten und der Bevölkerung.
✤	� Veranstaltungen sollten so konzipiert sein, dass sie Lernmöglichkeiten für alle Beteiligten 

schaffen und als Grundlage für den Aufbau gegenseitigen Vertrauens zwischen Bevölke-
rung und Behörden dienen.

✤	� Veranstaltungen sollten dazu genutzt werden, ko-kreativ Notfallpläne zu entwickeln, um 
systematisch die Verwundbarkeiten und Resilienzpotenziale verschiedener Gesellschaften 
für unterschiedliche Katastrophensituationen zu berücksichtigen, die gegenseitigen Erwar-
tungen der verschiedenen Teilnehmer anzupassen und gemeinsam Verfahren und Instru-
mente zu entwickeln, zu testen und zu verbessern. 

✤	� Veranstaltungen sollten genutzt werden, um ein besseres Verständnis von (lokalen) Risiken 
zu erreichen, das Risikobewusstsein zu schärfen und das Verständnis für unterschiedliche 
Risikowahrnehmungen verschiedener Akteur*innen zu verbessern.

✤	� Veranstaltungen sollten zielgerichtet sein und die Vielfalt der Bevölkerung berücksichti-
gen, einschließlich kultureller Minderheiten sowie Gruppen mit besonderen Bedürfnissen, 
wie Kinder und Menschen mit Behinderungen.
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Maßnahmen für politische Entscheidungsträger*innen: 

◆	 �Einrichtung von Bildungsprogrammen zu Katastrophenrisikominderung und Katastro-
phenrisikomanagement auf kommunaler und lokaler Ebene, die eine Zusammenarbeit 
zwischen lokalen Behörden und Schulen ermöglichen. Die Schulen sollten in die Pla-
nungs- und Umsetzungsphasen der Notfallmaßnahmen einbezogen werden, um sicherzu-
stellen, dass sie zu Resilienzstrategien beitragen und davon profitieren.
✤	� Schulen sollten als Startpunkt für die Entwicklung von Wissen über Katastrophen und die 

zu ergreifenden Maßnahmen sowie für den Aufbau von Grundkompetenzen in der Bevöl-
kerung genutzt werden. 

✤	� Kurse, die sich auf Resilienz und Stärkung der Vorbereitung auf Katastrophen konzentrie-
ren, sollten entwickelt und als Teil der regulären Lehrpläne integriert werden, basierend 
auf pädagogischen Zielen.

◆	� Förderung von partizipativen, demokratischen Instrumenten und Praktiken in den Bereichen 
Katastrophenrisikominderung und Anpassung an den Klimawandel. 

	 ✤	� Etablierung von partizipativen Anforderungen für Entscheidungs- und Politikgestaltungs-
prozesse auf EU-, nationaler und lokaler Ebene.

	 ✤	� Bereitstellung von angemessenen Ressourcen für partizipative und ko-kreative Prozesse 
auf lokaler Ebene, um das Engagement der Bevölkerung zu fördern. 
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Aufbau von Beziehungen zu Vertreter*innen der Bevölkerung, um 
die Teilnahme verschiedener Gruppen an Veranstaltungen und 
Aktivitäten zur Vorbereitung zu erleichtern:

Maßnahmen auf strategischer und operativer Ebene für Bevölkerungsschutzorganisationen, 
Notfallmanagementorganisationen und Ersthelfende: 

◆	� Aufbau von Beziehungen zu relevanten Institutionen und Verbänden, die verschiedene 
Bevölkerungsgruppen vertreten.

	 ✤	� Zusammenarbeit mit zwischengeschalteten Personen wie Sozial- und Gemeindearbeiter*innen 
sowie Lehrer*innen und religiösen Vertreter*innen, da diese Schlüsselfiguren in verschiedenen 
Gemeinschaften einen Dialog über lokale Verwundbarkeits- und Resilienzpotenziale anstoßen und 
die kollektive Kreativität für den Aufbau einer Kultur der Vorbereitung nutzen können.

	 ✤	� Identifizierung von Personen, die in den Gemeinden als “lokale Botschafter*innen” fungieren 
können, um einen kontinuierlichen Dialog über die Bedürfnisse und Erwartungen sowohl der 
Behörden als auch der verschiedenen Gruppen zu ermöglichen und um lokales Wissen 
weiterzugeben und Vertrauen aufzubauen.

◆	� Zusammenarbeit mit Bürgervertreter*innen, um festzustellen, inwieweit Vorbereitungskonzepte und 
Sicherheitskultur in einer bestimmten Gruppe verankert sind.

	 ✤	� Entwicklung einer umsetzbaren Methodik, um sicherzustellen, dass dort, wo Lücken identifiziert 
werden, Maßnahmen ergriffen werden, um die Vorbereitungs- und Sicherheitskultur in den 
genannten Gruppen zu stärken, z. B. durch gemeinsam entwickelte Kampagnen zur 
Risikowahrnehmung und Sensibilisierungskampagnen in Schulen.

Maßnahmen für politische Entscheidungsträger*innen:

◆	� Anerkennung der Rolle der Bevölkerung im Katastrophenrisikomanagement-Zyklus, von der 
Vorbereitung bis zur Reaktion und Wiederherstellung. 

	 ✤	� Politische Entscheidungsträger*innen sowie kommunale und lokale Stellen sollten die Einrichtung 
offizieller Bürgerausschüsse fördern bzw. Bürgervertreter*innen wählen, die an einem Austausch zu 
Katastrophenrisikomanagement teilnehmen. 
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Katastrophen: 

			�   Integration der Maßnahmen von Behörden und der Bevölkerung: 

Maßnahmen auf strategischer und operativer Ebene für Bevölkerungs-
schutzorganisationen, Notfallmanagementorganisationen und Ersthelfende: 

◆	 �Identifizierung und Berücksichtigung unterstützender Initiativen (z. B. Mobilisierung von Ressourcen, 
lokales Fachwissen) aus der Bevölkerung in der Vorbereitungsphase, die in der Reaktions- und 
Erholungsphase genutzt werden können, wenn die offiziellen Ressourcen bereits überlastet sind und die 
lokalen Bedürfnisse möglicherweise nicht erfüllt werden können.

	 ✤	� Nutzung von vorbereitenden Maßnahmen (z. B. über gemeinsame Veranstaltungen, siehe oben), um 
potenziell unterstützende Initiativen zu ermitteln und die Erwartungen der Bevölkerung an die 
Behörden sowie die Erwartungen der Behörden an die Bevölkerung zu erkennen und ggf. anzupassen 
(Selbstvorsorge und/oder Ressourcen spontaner Freiwilliger).

◆	 �Fähigkeiten der Organisationen zum Umgang mit mit spontanen freiwilligen Helfern aus der 
Bevölkerung stärken:

	 ✤	� Einrichtung von digitalen “Volunteer-Hubs” zum Onboarding und zur Schulung, um auch für 
spontane Freiwillige ausreichend Kapazitäten zu haben.  

	 ✤	 �Nutzung der dafür vorgesehenen Online-Räume/Webseiten als “digitale Hubs”, um die Erwartungen und 
Anforderungen an Freiwillige und an Behörden klar zu definieren, die Sicherheit durch Ausweiskontrollen 
zu erhöhen sowie Freiwillige erreichen und schulen zu können. 

	 ✤	� Schaffung spezieller Anlaufstellen in der Organisation, um die Nachverfolgung, Integration und 
mögliche Umleitung spontaner Freiwilliger zu erleichtern. 

	 ✤	� Einrichten von Zentren zur Mobilisierung von Freiwilligen als offizielle Einrichtungen, die im 
Katastrophenfall aktiviert und mobilisiert werden können. Die in den Einrichtungen registrierten 
Bürger*innen sollten Zugang zu regelmäßiger professioneller Schulung im Bereich der 
Notfallmaßnahmen haben und in wichtige Sitzungen und vorbereitende Planungen einbezogen 
werden. 

	 ✤	� Berücksichtigung von Kompetenzen, Ressourcen und Informationen in der Reaktionsphase, die 
bereits bei der Bevölkerung vor Ort verfügbar sind. 

	 ✤	 �Integration von Strategien für spontane Freiwillige in der Organisation. Darin sollte klar festgelegt 
sein, wie das Onboarding in allen Phasen einer Katastrophe abläuft, welche Aufgaben spontane 
Freiwillige bei bestimmten Ereignissen übernehmen können, wie sie eingesetzt werden können (z. B. 
nur zu zweit oder in Gruppen) und wie Versicherungs- und Haftungsfragen zu behandeln sind.  

Maßnahmen für politische Entscheidungsträger*innen auf lokaler, kommunaler und nationalerEbene: 

◆	� Anerkennung und Förderung des insgesamt positiven Beitrags der Bevölkerung zu den Reaktions- 
und Wiederherstellungsbemühungen. 

◆	 �Sicherstellen, dass bei der Ausarbeitung von Strategiepapieren Bürgervertreter*innen (einschließlich 
Vertreter*innen vulnerabler Gruppen) in die Diskussionen und den Prozess der Erstellung der 
Dokumente einbezogen werden. 

◆	� Überprüfung und Überarbeitung der Doktrinen für das Katastrophen- und Krisenmanagement, um 
spontane Beiträge der Bevölkerung besser nutzen zu können. 

◆	 �Förderung und Finanzierung von digitalen „Volunteer-Hubs“ sowie Zentren zur Mobilisierung von 
Freiwilligen vor Ort. 

◆	� Verständnis dafür, dass bei der Verwendung von Begriffen, die sich auf Bürger*innen beziehen, 
Nuancen erforderlich sind, die ihre verschiedenen Rollen während des 
Katastrophenrisikomanagement-Zyklus sowie ihr Selbstverständnis widerspiegeln. 

13
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Was bedeutet das?

Stärkung der Kommunikation 
im Katastrophenfall 

Eine effektive Kommunikation im Katastrophenfall erfordert einen gezielten Zwei-Wege-Aus-
tausch von risiko- und krisenbezogenen Daten, Informationen und Wissen zwischen verschiede-
nen Stakeholdern wie Behörden, Wissenschaftler*innen, Unternehmen und der breiten Öffentlich-
keit. Letztlich führen diese integrativen Kommunikationsprozesse zu einer stärkeren Einbindung 
der Bevölkerung, zu einem größeren Vertrauen zwischen Behörden und Bevölkerung und zu einer 
effizienteren Nutzung der Ressourcen im Katastrophenrisikomanagement.

Wie lässt sich das in der Praxis umsetzen?

Maßnahmen auf strategischer und operativer Ebene für 
Bevölkerungsschutzorganisationen, Notfallmanagementorganisationen und 
Ersthelfende:

◆	� Anpassung von Kommunikationskanälen und Informationen, so dass sie für alle Mitglieder der 
Gesellschaft zugänglich sind, d. h. Berücksichtigung der Bedürfnisse von Menschen mit 
unterschiedlichen soziodemografischen Merkmalen wie Alter, Geschlecht, Nationalität, Sprache, 
sozialen Netzwerken, Religion, ethnischer Zugehörigkeit, wirtschaftlichen Ressourcen, 
Behinderungen und anderen Vulnerabilitäten.

	 ✤	� Treffen mit verschiedenen Zielgruppen in der Vorbereitungsphase, um deren Informationsbedarf, 
Ratschläge, Ortskenntnisse und bevorzugte Medien zu ermitteln. 

	 ✤	 �Förderung von digitalen Vermittlungspersonen, d. h. von Personen mit digitalen Fähigkeiten, 
die speziell dafür ausgebildet sind, Menschen mit vulnerablen Profilen zu unterstützen und 
ihre Einbindung zu stärken. 

	 ✤	� Sicherstellen, dass die Kommunikation gerecht ist, d. h. dass der Zugang zu und die Verbreitung 
von Informationen den Bedürfnissen aller Mitglieder der Gemeinschaft entspricht, einschließlich 
vulnerabler oder marginalisierter Bevölkerungsgruppen, um zu vermeiden, dass bestehende 
Ungleichheiten verschärft werden. Dies kann durch die Bereitstellung von Informationen in 
mehreren Sprachen oder über verschiedene Kommunikationskanäle wie soziale Medien, 
mehrsprachige Radio- und Fernsehsendungen, Gemeindeversammlungen, über 
Gemeindevorsteher, NGOs, Schulen und Netzwerke geschehen. 

	 ✤	� Sicherstellen, dass die Kommunikation zugänglich ist, d. h. dass die Informationen für alle 
Mitglieder der Gemeinschaft verfügbar und verständlich sind, unabhängig von ihren Fähigkeiten, 
Behinderungen oder Sprachkenntnissen. Dies kann durch die Bereitstellung von Informationen 
in einfacher (und anderer) Sprache, die Vermeidung von Symbolen und Akronymen und die 

Gezielte Kommunikation für verschiedene Zielgruppen: 
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Bereitstellung von Funktionen zur Tastaturnavigation und Transkriptionsunterstützung in 
digitalen Anwendungen erreicht werden. 

	 ✤	� Sicherstellen, dass die Kommunikation akzeptabel ist, d. h., dass die Informationen auf eine Art 
und Weise übermittelt werden, die kulturell angemessen und respektvoll ist und den 
unterschiedlichen Werten und Normen innerhalb einer Gemeinschaft gerecht wird. Dies kann 
durch die Einbeziehung von Vertreter*innen des Gemeinwesens (z. B. religiöse Vertreter*innen, 
Geschäftsinhaber*innen, Pädagog*innen) geschehen, um die Kommunikationsbedürfnisse mit 
den kulturellen Praktiken, Vorlieben und Empfindlichkeiten in Einklang zu bringen, was das 
Vertrauen und die Zusammenarbeit der Gemeinschaft im Katastrophenfall fördern kann. 

◆	 �Entwicklung einer gezielten Kommunikationsstrategie, die alle Phasen des 
Katastrophenrisikomanagements abdeckt. 

	 ✤	 �Implementierung einer gezielten Kommunikationsstrategie in die bestehenden Planungs- und 
Schulungsdokumente der Organisation während der Vorbereitungsphase, um einen iterativen 
Prozess zu ermöglichen, der Raum für Tests, Rückmeldungen, Änderungen und 
Folgeaktivitäten bietet. 

	 ✤	 �Einrichten von Gruppen innerhalb der Gemeinde für Rückmeldungen nach einer Katastrophe und 
Implementierung einer kontinuierlichen Überwachung, Bewertung und Nachbereitung der 
Kommunikationsmaßnahmen, um Rückmeldungen zu den wichtigsten Herausforderungen, 
Lücken, Bedürfnissen und bewährten Verfahren zu erhalten und zu erfahren, was vor, während 
und nach einem Ereignis aus Sicht der Bürger*innen funktioniert hat oder nicht. 

Maßnahmen für politische Entscheidungsträger*innen: 

◆	� Förderung und Bereitstellung von Ressourcen für Katastrophenmanagement-Organisationen auf 
nationaler, kommunaler und lokaler Ebene für Investitionen in integrative Verfahren der 
Katastrophenkommunikation, digitale Anwendungen und Fachwissen (z. B. ausgebildete digitale 
Vermittlungspersonen). 

◆	� Erhöhung der Kapazität von Wetterdiensten/wissenschaftlichen Einrichtungen, die auf allen 
Ebenen tätig sind, um Vorhersagen und Warnungen zu erstellen, die lokalisiert, aussagekräftig 
und handlungsorientiert für verschiedene Zielgruppen sind, z. B. Initiativen zur 
wirkungsorientierten Vorhersage. 

◆	� Bereitstellung von Mitteln für die Einstellung von Expert*innen für Wissenschaftskommunikation, 
die Behörden auf nationaler, kommunaler und lokaler Ebene bei der Interpretation und 
Aufbereitung wissenschaftlicher Informationen und Daten in verständliche und umsetzbare 
Informationen für die Öffentlichkeit helfen können.  

◆	� Sicherstellen, dass die Richtlinien in Bezug auf das soziale Wohlergehen und die Information der 
Öffentlichkeit auf nationaler Ebene die Entwicklung einer gleichberechtigteren und 
demokratischeren Gesellschaft unterstützt. 

◆	� Nutzung potenzieller öffentlich-privater Partnerschaften mit Organisationen des privaten Sektors 
auf nationaler, kommunaler und lokaler Ebene, um eine zusätzliche Plattform für das Erreichen 
der breiten Bevölkerung (einschließlich vulnerabler Gruppen) zu schaffen. 

◆	� Finanzierungsvorschläge (z. B. für Forschungsprojekte) sollten auf EU- und nationaler Ebene 
empfohlen und angepasst werden, um diese Themen zu vertiefen und den Wandel zu fördern. 
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Einrichtung von Zwei-Wege-Kommunikationsprozessen zwischen 
Behörden und Bevölkerung:  

◆	� Einrichtung von Zwei-Wege-Kommunikationskanälen (digital und nicht-digital) wie Notfall-
Helplines, Social-Media-Plattformen, Smartphone Apps, Gemeindeversammlungen und -foren 
sowie über Gemeindevorsteher und Netzwerke.  

	 ✤	� Identifizierung der Kommunikationskanäle der verschiedenen Bevölkerungsgruppen, 
einschließlich der vulnerabelsten Gruppen. 

	 ✤	� Anpassung von Kommunikationsplattformen, -kanälen und -informationen der 
Organisation, so dass ein Zwei-Wege-Dialog mit der Bevölkerung möglich ist. 

◆	 Verwalten der Informationen der Zwei-Wege-Kommunikation: 
	 ✤	� Ermittlung Sie die Arten von Informationen, bei denen es sinnvollsten erscheint sie in allen 

Phasen einer Katastrophe von der Bevölkerung zu sammeln. Zum Beispiel Fähigkeiten und 
Kapazitäten der verschiedenen Bevölkerungsgruppen sowie Wissen und Erfahrungen der 
Bürger*innen, die für eine Entscheidungsfindung basierend auf lokalen Gegebenheiten und 
Zusammenhängen hilfreich sein können. 

	 ✤	� Entwicklung konsistenter Botschaften und Kommunikation, die integrativ ist und an 
unterschiedliche Bedürfnisse angepasst werden kann. 

	 ✤	� Verständnis, dass Kommunikation kontinuierlich erfolgen sollte und von den richtigen 
Bedingungen abhängt, um wirksam zu sein. Beispielsweise beeinflusst Vertrauen die 
Bereitschaft, Informationen zu akzeptieren und darauf zu reagieren. Daher sollte am 
Vertrauen in der Bevölkerung gearbeitet werden, indem sichergestellt wird, dass die von 
der Organisation weitergegebenen Informationen zeitnah, zuverlässig und gültig sind. 

	 ✤	� Nutzung von Social-Media-Plattformen und anderen Informationskanälen, die 
Sicherheitsvorkehrungen zum Filtern und Blockieren von Fehlinformationen und 
beleidigenden Kommentaren (z. B. Hassreden, Hoaxes) haben. 

	 ✤	� Implementierung von Schutzmechanismen (z. B. Faktenchecker, KI), um beleidigende 
Nachrichten zu eliminieren und Fehlinformationen in den digitalen Anwendungen und 
Informationskanälen der Organisation zu vermeiden. 

	Maßnahmen für Bevölkerungsschutzorganisationen und Notfallmanagementorganisationen 
auf strategischer und operativer Ebene: 
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Maßnahmen für politische Entscheidungsträger*innen: 

◆	� Förderung und Zuweisung von Mitteln für die Umsetzung von Schutzmaßnahmen für den Umgang 
mit Fehlinformationen in den digitalen Anwendungen und Kanälen öffentlicher Einrichtungen, die 
auf allen Ebenen tätig sind. 

◆	� Setzen politischer Prioritäten auf die Umsetzung von Schutzmaßnahmen für den Umgang mit 
Fehlinformationen durch Anbieter von Social-Media-Plattformen auf EU-Ebene, um 
Rechenschaftspflicht und Verantwortung zu erzwingen. 

◆	� Die Sprachwahl in den Richtlinien auf nationaler, kommunaler und lokaler Ebene sollte so gewählt 
sein, dass Bürger*innen als gleichberechtigte und kompetente Akteur*innen im Bereich 
Katastrophenrisikomanagement dargestellt werden. Beispielsweise sollten Formulierungen 
vermieden werden, durch die Bürger*innen als handlungsunfähige Beteiligte oder als Hindernis 
für die Arbeit der offiziell Agierenden angesehen werden können. 

◆	� Schaffen von Mechanismen und Räumen auf regionaler und lokaler Ebene, z. B. physische Treffen 
in einem Gemeindezentrum oder ein Online-Forum, um die Zusammenarbeit zwischen 
Katastrophenmanagement-Organisationen, lokalen Gemeindevertreter*innen und anderen 
relevanten Akteur*innen zu erleichtern und somit sicherzustellen, dass Menschen mit 
unterschiedlichem kulturellem Hintergrund sowohl gehört als auch informiert werden.
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